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KURZE BEGRÜNDUNG

Die Telekommunikation verändert sich in unserer Gesellschaft von Tag zu Tag. Alte Formen 
der Telekommunikation machen neuen Formen Platz, die einen neuen Lebensstil und ein neues 
soziales Verhalten prägen. Es handelt sich dabei um einen technologischen und wirtschaftlichen 
wie auch um einen gesellschaftlichen und kulturellen Prozess. Der Verfasser der Stellungnahme 
möchte zwei politische Aspekte hervorheben. Erstens sollte der Zugang zur 
Telekommunikation allgemein und demokratisch sein, und jeder sollte das Recht auf Zugang 
zu diesen Diensten haben. Zweitens entstehen in der modernen Telekommunikation neue 
Inhalte, und eine Rückkehr zur „Gutenberg-Galaxis” ist nicht möglich. Allerdings sollte das 
traditionelle Kultur- und Bildungserbe der Menschheit bewahrt und durch neue Formen der 
elektronischen Kommunikation vermittelt werden. Unser Ausschuss tut sein Bestes, um ein 
ausgewogenes Verhältnis zwischen der modernen Technologie und den traditionellen 
kulturellen Werten herzustellen, und fordert das gesamte Parlament auf, dasselbe zu tun.

Die Kommission schlägt die Einrichtung einer neuen Behörde (für die Märkte der 
elektronischen Kommunikation – EECMA) vor, die in enger Zusammenarbeit mit den 
nationalen Regulierungsbehörden tätig sein soll, um die bestehenden Hindernisse auf dem 
Binnenmarkt für elektronische Kommunikation zu beseitigen. Diese neue Einrichtung soll die 
Aufgaben der Gruppe Europäischer Regulierungsstellen (ERG), die von der Kommission 2004 
geschaffen wurde, übernehmen. Sie soll verschiedene Beratungs- und Überwachungsaufgaben, 
darunter auch in Fragen der Netz- und Informationssicherheit, wahrnehmen. Als Ergebnis der 
Diskussionen im Europäischen Parlament wurde ein Gremium der Europäischen 
Regulierungsstellen im Telekommunikationsbereich (BERT) vorgeschlagen, das die EECMA 
ersetzen soll. BERT soll ähnliche Aufgaben wie die EECMA haben, die jedoch nicht Fragen 
der Netz- und Informationssicherheit einschließen.

Der Verfasser der Stellungnahme konzentriert sich allerdings nur auf die Aspekte, für die der 
Ausschuss für Kultur und Bildung zuständig ist. Er möchte es vermeiden, über den 
Zuständigkeitsbereich unseres Ausschusses hinauszugehen. Aus diesem Grunde enthält die 
vorliegende Stellungnahme keinen Beitrag zu der Debatte über die EECMA-BERT-Frage.

ÄNDERUNGSANTRÄGE

Der Ausschuss für Kultur und Bildung ersucht den federführenden Ausschuss für Industrie, 
Forschung und Energie, folgende Änderungsanträge in seinen Bericht zu übernehmen:

Änderungsantrag 1

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 16

Vorschlag der Kommission Geänderter Text
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(16) Die Behörde sollte sich auf die 
Arbeiten stützen, die auf nationaler und 
gemeinschaftlicher Ebene durchgeführt 
werden, ihre Aufgaben in enger 
Zusammenarbeit mit den nationalen 
Regulierungsbehörden wahrnehmen und für 
Kontakte mit der Branche, 
Verbrauchergruppen und anderen 
Beteiligten offen stehen.

(16) Die Behörde sollte sich auf die 
Arbeiten stützen, die auf nationaler und 
gemeinschaftlicher Ebene durchgeführt 
werden, ihre Aufgaben in enger 
Zusammenarbeit mit den nationalen 
Regulierungsbehörden wahrnehmen und für 
Kontakte mit der Branche, 
Verbrauchergruppen, kulturellen 
Interessengruppen und anderen Beteiligten 
offen stehen.

Begründung

Die Kontakte der Behörde sollten auch Kontakte mit verschiedenen kulturellen 
Interessengruppen einschließen, da diese aktuelle Informationen zu Fragen der kulturellen 
Vielfalt bieten können, unter anderem auch im Zusammenhang mit dem 
Genehmigungsverfahren für gesamteuropäische Dienste.

Änderungsantrag 2

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 21

Vorschlag der Kommission Geänderter Text
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(21) Im Zusammenhang mit der Erfüllung 
der Ziele der Entscheidung Nr. 
676/2002/EG des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 7. März 2002 über 
einen Rechtsrahmen für die 
Funkfrequenzpolitik in der Europäischen 
Gemeinschaft (Frequenzentscheidung)  
kann die Kommission das unabhängige 
Sachverständigenurteil der Behörde zu 
Fragen der Frequenznutzung in der 
Gemeinschaft einholen. Solche Gutachten 
könnten besondere technische 
Untersuchungen, die Abschätzung 
wirtschaftlicher oder sozialer Folgen sowie 
die Analyse frequenzpolitischer 
Maßnahmen umfassen. Ferner könnte die 
Behörde zur Durchführung von Artikel 4 
der Entscheidung Nr. 676/2002/EG befragt 
werden, um sich zu den Ergebnissen der 
Arbeiten zu äußern, die von der 
Europäischen Konferenz der Verwaltungen 
für Post und Telekommunikation (CEPT) 
aufgrund entsprechender Mandate der 
Kommission durchgeführt werden.

(21) Im Zusammenhang mit der Erfüllung 
der Ziele der Entscheidung Nr. 
676/2002/EG des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 7. März 2002 über 
einen Rechtsrahmen für die 
Funkfrequenzpolitik in der Europäischen 
Gemeinschaft (Frequenzentscheidung) kann 
die Kommission das unabhängige 
Sachverständigenurteil der Behörde zu 
Fragen der Frequenznutzung in der 
Gemeinschaft einholen. Solche Gutachten 
könnten besondere technische 
Untersuchungen, die Abschätzung 
wirtschaftlicher oder sozialer Folgen unter 
besonderer Berücksichtung der Folgen 
für die Kultur und Bildung sowie die 
Analyse frequenzpolitischer Maßnahmen 
umfassen. Ferner könnte die Behörde zur 
Durchführung von Artikel 4 der 
Entscheidung Nr. 676/2002/EG befragt 
werden, um sich zu den Ergebnissen der 
Arbeiten zu äußern, die von der 
Europäischen Konferenz der Verwaltungen 
für Post und Telekommunikation (CEPT) 
aufgrund entsprechender Mandate der 
Kommission durchgeführt werden.

Begründung

Bei der für die Frequenzverwaltung erfolgenden Abschätzung der sozialen Folgen sollte auch 
den Folgen für die Kultur und Bildung im Sinne der Mitteilung der Kommission über 
Folgenabschätzung (KOM(2002)0276) besondere Beachtung geschenkt werden.

Änderungsantrag 3

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 27

Vorschlag der Kommission Geänderter Text
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(27) Die Behörde sollte zur Entwicklung 
einer vorbildlichen Regulierungspraxis und 
zur einheitlichen Anwendung der 
Rechtsvorschriften für die elektronische 
Kommunikation beitragen, indem sie den 
Austausch von Informationen zwischen den 
nationalen Behörden fördert und der 
Öffentlichkeit angemessene Informationen 
in leicht zugänglicher Form zur Verfügung 
stellt. Die Behörde sollte die Möglichkeit 
haben, wirtschaftliche und technische 
Fragen anzusprechen und auf die 
aktuellsten verfügbaren Informationen 
zuzugreifen, damit sie wirtschaftliche und 
technische Herausforderungen angehen 
kann, die sich aus der Entwicklung der 
Informationsgesellschaft ergeben, 
beispielsweise im Zusammenhang mit der 
Netz- und Informationssicherheit oder 
RFID-Funkfrequenzerkennungsgeräten.

(27) Die Behörde sollte zur Entwicklung 
einer vorbildlichen Regulierungspraxis und 
zur einheitlichen Anwendung der 
Rechtsvorschriften für die elektronische 
Kommunikation beitragen, indem sie den 
Austausch von Informationen zwischen den 
nationalen Behörden fördert und der 
Öffentlichkeit angemessene Informationen 
in leicht zugänglicher und klarer Form zur 
Verfügung stellt. Die Behörde sollte die 
Möglichkeit haben, wirtschaftliche und 
technische Fragen anzusprechen und auf die 
aktuellsten verfügbaren Informationen 
zuzugreifen, damit sie wirtschaftliche und 
technische Herausforderungen angehen 
kann, die sich aus der Entwicklung der 
Informationsgesellschaft ergeben, 
beispielsweise im Zusammenhang mit der 
Netz- und Informationssicherheit oder 
RFID-Funkfrequenzerkennungsgeräten.

Begründung

In Anbetracht der Komplexität des Regelungsrahmens für den Sektor der elektronischen 
Kommunikation sollten die der Öffentlichkeit zur Verfügung gestellten Informationen präzise 
und klar sein, damit sie für Personen, die über kein spezielles Hintergrundwissen verfügen, 
verständlich sind. Die Informationen können auch einem Bildungszweck dienen, um das 
Bewusstsein der europäischen Bürger für diese Frage zu erhöhen.

Änderungsantrag 4

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 49a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(49a) Die Kommission sollte bei der 
Verwirklichung von Initiativen zur 
Einrichtung einer europäischen Behörde 
für die Telekommunikationsmärkte die 
Anwendung des Subsidiaritätsprinzips 
gewährleisten.

Begründung

Die nationalen Regulierungsbehörden weisen eine größere Nähe zu den Problemen auf und 
befinden sich daher in einer besseren Position, um darüber zu entscheiden, welche Lösung in 
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jedem einzelnen Fall anzuwenden ist. Außerdem stützen sich die wirtschaftlichen Lösungen im 
allgemeinen auf Wirtschaftsmodelle, die selbst Mängel aufweisen und Veränderungen 
unterliegen. Deshalb ist es notwendig, den nationalen Stellen, die näher am Markt sind, die 
Wahl und Durchführung der Lösungen zu überlassen.

Änderungsantrag 5

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 10 – Absatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

1. Die Behörde berät die Kommission auf 
deren Anfrage und führt – insbesondere im 
Hinblick auf technische und wirtschaftliche 
Aspekte – Studien und Überprüfungen zur 
Frequenznutzung für die elektronische 
Kommunikation in der Gemeinschaft durch.

1. Die Behörde berät die Kommission auf 
deren Anfrage und führt – insbesondere im 
Hinblick auf technische und wirtschaftliche 
Aspekte und die Auswirkungen auf die 
kulturelle Vielfalt und die Bildung –
Studien und Überprüfungen zur 
Frequenznutzung für die elektronische 
Kommunikation in der Gemeinschaft durch.

Begründung

Bei der für die Frequenzverwaltung erfolgenden Abschätzung der sozialen Folgen sollte auch 
den Folgen für die Kultur und Bildung im Sinne der Mitteilung der Kommission über 
Folgenabschätzung (KOM(2002)0276) besondere Beachtung geschenkt werden.
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